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B R E M I S C H E  B Ü R G E R S C H A F T
Landtag
16. Wahlperiode

Drucksache 16 /1048
(zu Drs. 16/910, 16/943,

16/966, 16/1004, 16/1017)
12. 06. 06

Bericht und Antrag des Haushalts- und Finanzausschusses (Land)

Haushaltsgesetze und Haushaltspläne der Freien Hansestadt Bremen für die Haus-
haltsjahre 2006 und 2007

I.     Bericht des Haushalts- und Finanzausschusses (Land)

1. Überweisung an den Haushalts- und Finanzausschuss (Land) sowie Über-
weisung an weitere Parlamentsausschüsse durch die Bürgerschaft (Land-
tag)

a) Die Bürgerschaft (Landtag) hat die Haushaltsgesetze der Freien Hanse-
stadt Bremen für die Haushaltsjahre 2006 und 2007, die Haushaltspläne
und die Stellenpläne für die Haushaltsjahre 2006 und 2007, einschließ-
lich Produktgruppenplan (Mitteilung des Senats vom 6. Februar 2006,
Drs. 16/910) in erster Lesung beschlossen und zur Beratung und Bericht-
erstattung an den Haushalts- und Finanzausschuss (Land) federführend
überwiesen. Eine Überweisung erfolgte ferner an den Rechtsausschuss,
den Ausschuss für Angelegenheiten der Häfen im Lande Bremen, den
Ausschuss für die Gleichberechtigung der Frau sowie den Ausschuss für
Bundes- und Europaangelegenheiten, internationale Kontakte und Ent-
wicklungszusammenarbeit. Die Ausschüsse wurden gebeten, dem Haus-
halts- und Finanzausschuss zu berichten, der wiederum diese Berichte
in seinen der Bürgerschaft (Landtag) vorzulegenden Gesamtbericht ein-
zubeziehen hatte.

b) Der Senat hat der Bürgerschaft (Landtag) mit seinen weiteren Mittei-
lungen vom 28. Februar und 21. März sowie 9. Mai 2006 (Drs. 16/943,
16/966 und 16/1004) Änderungen zu den Haushaltsgesetzen und Haus-
haltsplänen 2006 und 2007 (Drs. 16/910) vorgelegt. Diese wurden durch
die  Bürgerschaft  (Landtag)  an  den  Haushalts-  und  Finanzausschuss
(Land) sowie an die oben aufgeführten Ausschüsse mit entsprechenden
Berichtsaufträgen überwiesen. Weiterhin ist die Mitteilung des Senats
vom 16. Mai 2006 (Drs. 16/1017) in den Sitzungen des Haushalts- und
Finanzausschusses beraten worden.

c) Darüber hinaus hat der Haushalts- und Finanzausschuss (Land) auch
den Finanzrahmen der Freien Hansestadt Bremen 2005 bis 2009, der
ihm in der Mitteilung des Senats vom 6. Februar 2006 (Drs. 16/910) an-
gekündigt wurde, beraten.

2. Beratungsverfahren im Haushalts- und Finanzausschuss (Land)

Der Haushalts- und Finanzausschuss (Land) beauftragte zur Vorbereitung
seiner Einzelberatungen die für die jeweiligen Produktpläne zu Beginn der
Wahlperiode benannten Berichterstatter mit der Maßgabe, dem Haushalts-
und Finanzausschuss (Land) jeweils zu berichten. Diese führten hinsichtlich
der Produktpläne sowie der Einzel- und Stellenpläne Gespräche mit den Vor-
sitzenden der zu beteiligenden Parlamentsausschüsse, mit den Sprecherin-
nen und Sprechern der Fachdeputationen, mit den Fachressorts beziehungs-
weise den Bereichen sowie mit dem Senator für Finanzen. Die Berichte der
Berichterstatter wurden in die Einzelberatungen einbezogen.
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Der  Haushalts-  und  Finanzausschuss  (Land)  hat  seine  Beratungen  am
24. Februar  2006  aufgenommen,  am  16.  und  30.  Mai  2006  fortgesetzt  und
am 9. Juni 2006 abgeschlossen.

3. Berichte und Anträge der beteiligten Parlamentsausschüsse an den Haus-
halts- und Finanzausschuss (Land)

Der  Rechtsausschuss,  der  Ausschuss  für  Angelegenheiten  der  Häfen  im
Lande  Bremen,  der  Ausschuss  für  die  Gleichberechtigung  der  Frau  sowie
der Ausschuss für Bundes- und Europaangelegenheiten, internationale Kon-
takte und Entwicklungszusammenarbeit haben zu den sie betreffenden
Haushaltsbereichen Stellung genommen. Der Haushalts- und Finanzaus-
schuss (Land) hat die im Folgenden wiedergegebenen Stellungnahmen und
Berichte der Ausschüsse zur Kenntnis genommen und in seine Beratungen
einbezogen.

a) Rechtsausschuss

Der Rechtsausschuss hat sich in seinen Sitzungen vom 15. März, 3. Mai
und 7. Juni 2006 mit dem Einzelplan 01 (Justiz und Verfassung, Sport),
dem Kapitel 0029 (Landesbeauftragter für den Datenschutz), dem Pro-
duktplan 11 (Justiz), dem Produktplan 06 (Datenschutz) sowie den Stel-
lenplänen für die Bereiche Justiz und Datenschutz unter Einbeziehung
der Mitteilungen des Senats vom 28. Februar, 21. März und 9. Mai 2006
(Drs. 16/943, 16/966 und 16/1004) befasst.

Der Ausschuss hat von den vorgelegten Haushaltsentwürfen und er-
gänzenden Mitteilungen des Senats Kenntnis genommen.

b) Ausschuss für Angelegenheiten der Häfen im Lande Bremen

Der Ausschuss für die Angelegenheiten der Häfen im Lande Bremen hat
sich in seiner Sitzung am 10. März 2006 mit den ihm überwiesenen
Haushaltsentwürfen befasst. Nach der Beratung ergeben sich folgende
Anmerkungen:

Der  Ausschuss  begrüßt,  dass  trotz  der  Kürzungen  im  investiven  Be-
reich an den Planungen zum Ausbau der Kaiserschleuse und des Ost-
hafens  sowie  dem  Bau  des  Containerterminals  IV  festgehalten  wird.
Diese Maßnahmen sind wesentlicher Bestandteil für die weitere Ent-
wicklung der bremischen Häfen.

Auch im Bereich der Häfen müssen – wie in allen anderen Bereichen –
Sparquoten  erfüllt  werden.  Der  Umschlag  in  den  bremischen  Häfen
hat sich in den letzten zehn Jahren fast verdoppelt. Diese Entwicklung
hält  nach  wie  vor  an.  Großes  Wachstum  im  Hafenbereich  bedeutet
auch mehr Schiffsbewegungen sowie vor allem eine größere Bean-
spruchung und Abnutzung der Kajen. Deshalb betrachtet der Ausschuss
für die Angelegenheiten der Häfen im Lande Bremen die reduzierten
Ansätze für die Kajenunterhaltung sehr kritisch. Seiner Auffassung nach
müssen in diesem Bereich gegebenenfalls Mittel nachgesteuert werden,
wenn sonst der reibungslose Hafenbetrieb nicht mehr gewährleistet
werden kann.

Der Ausschuss für die Angelegenheiten der Häfen im Lande Bremen hat
sich in seinen Sitzungen am 28. April und 19. Mai 2006 mit den aktua-
lisierten Entwürfen des Haushaltsplans 2006/2007 in den ergänzenden
Mitteilungen des Senats vom 21. März und 9. Mai 2006 (Drs. 16/966 und
16/1004) befasst. Weitere Anmerkungen hat der Ausschuss nicht.

c) Ausschuss für die Gleichberechtigung der Frau

Der Ausschuss für die Gleichberechtigung der Frau hat sich in seinen
Sitzungen am 15. März, 26. April und 31. Mai 2006 mit dem Kapitel 0045
(Zentralstelle für die Verwirklichung der Gleichberechtigung der Frau)
sowie mit dem Stellenplan für die Zentralstelle für die Verwirklichung
der Gleichberechtigung der Frau unter Einbeziehung der Mitteilungen
des  Senats  vom  28.  Februar,  21.  März  und  9.  Mai  2006  (Drs.  16/ 943,
16/966 und 16/1004) befasst.

Der Ausschuss hat von den vorgelegten Haushaltsentwürfen und ergän-
zenden Mitteilungen des Senats Kenntnis genommen.
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d) Ausschuss  für  Bundes-  und  Europaangelegenheiten,  internationale
Kontakte und Entwicklungszusammenarbeit

Der Ausschuss für Bundes- und Europaangelegenheiten, internationale
Kontakte und Entwicklungszusammenarbeit hat in seiner Sitzung vom
14. März 2006 die Haushaltsentwürfe 2006/2007 für den Bereich der
Bevollmächtigten der Freien Hansestadt Bremen beim Bund und für
Europa zur Kenntnis genommen und beraten. Der Ausschuss hat auch
die Mitteilungen des Senats vom 28. Februar, 21. März und 9. Mai 2006
(Drs. 16/943, 16/966 und 16/1004) zur Kenntnis genommen.

Der Ausschuss hält die Haushaltsansätze 2006/2007  für den Bereich der
Bevollmächtigten der Freien Hansestadt Bremen beim Bund und für
Europa für nicht weiter absenkbar. Zugleich hebt der Ausschuss lobend
die effiziente Verwendung der sehr geringen zur Verfügung stehenden
Mittel im Bereich der Landesvertretungen der Freien Hansestadt Bre-
men in Berlin und Brüssel hervor.

Im Bereich der Entwicklungszusammenarbeit erachtet der Ausschuss
das verbliebene Mittelvolumen für die Jahre 2006/2007 als an der un-
teren Grenze dessen liegend, was für die Umsetzung der dem Ausschuss
vorgestellten neuen Strategie, die verstärkt auf den Nutzen entwicklungs-
politischer Maßnahmen für das bremische Gemeinwesen abzielt, erfor-
derlich ist. Diese Neuausrichtung der Entwicklungszusammenarbeit
wurde von den Fraktionen übereinstimmend begrüßt. Der Ausschuss
hat zur Kenntnis genommen, dass die Vertreter der Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen die veranschlagten Mittel für diesen Bereich für nicht aus-
reichend halten und dem Haushaltsentwurf im Bereich der Entwicklungs-
zusammenarbeit daher nicht zustimmen.

II. Beratung der im Haushalts- und Finanzausschuss (Land) vorgelegten Ände-
rungsanträge der Fraktionen

Die Bürgerschaft (Landtag) hat in ihrer Sitzung am 23. Februar 2006 ihr Ein-
verständnis erklärt, dass die bei der Verwaltung der Bürgerschaft noch einge-
henden Anträge und Änderungsanträge zu den Haushalten 2006 und 2007 un-
mittelbar an den Haushalts- und Finanzausschuss (Land) zur Beratung und Be-
richterstattung weitergeleitet werden.

Der Haushalts- und Finanzausschuss (Land) hat die eingegangenen Änderungs-
anträge beraten.

1. Änderungsanträge der Fraktionen der SPD und CDU

Die  Fraktionen  der  SPD  und  der  CDU  haben  für  die  Beratung  im  Haus-
halts- und Finanzausschuss (Land) Änderungsanträge für die folgenden
Haushalte eingebracht:

— Bürgerschaft,

— Senator für Arbeit, Frauen, Gesundheit, Jugend und Soziales – Bereich
Jugend und Soziales,

— Senator für Wirtschaft und Häfen – Bereich Wirtschaft,

— Senator für Finanzen.

Der Haushalts- und Finanzausschuss (Land) hat die in der Anlage 1 im Ein-
zelnen dargestellten Änderungsanträge beraten. Ihnen wurde teils bei Ent-
haltung und teils gegen die Stimmen der Ausschussmitglieder der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen sowie gegen die Stimme des Abgeordneten Wedler
(FDP) von den Ausschussmitgliedern der Fraktionen der SPD und der CDU
zugestimmt. Die Abstimmungsergebnisse ergeben sich im Einzelnen aus der
Anlage 1.

2. Änderungsantrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen

Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat für die Beratungen im Haushalts-
und Finanzausschuss (Land) einen umfassenden Änderungsantrag „Haus-
halte 2006/2007“ (Drs. 16/1040) eingebracht.
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Der Änderungsantrag wird in der Anlage 2 dargestellt. Der zu den Aus-
schussberatungen eingebrachte Änderungsantrag der Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen wurde vom Haushalts- und Finanzausschuss (Land) gegen die
Stimmen der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen sowie zu den Ziffern I) bis IV)
gegen die Stimme des Abgeordneten Wedler (FDP) und bei Enthaltung des
Abgeordneten Wedler (FDP) zu Ziffer V) von den Ausschussmitgliedern der
Fraktionen der SPD und CDU abgelehnt.

3. Änderungsantrag des Abgeordneten Wedler (FDP)

Der Abgeordnete Wedler (FDP) hat für die Beratungen im Haushalts- und
Finanzausschuss (Land) einen Änderungsantrag für den folgenden Haushalt
eingebracht:

Senator für Justiz und Verfassung – Bereich Datenschutz.

Der Änderungsantrag wird in der Anlage 3 dargestellt. Der zu den Ausschuss-
beratungen eingebrachte Änderungsantrag des Abgeordneten Wedler (FDP)
wurde vom Haushalts- und Finanzausschuss (Land) gegen die Stimme des
Abgeordneten Wedler (FDP) und bei Enthaltung der Ausschussmitglieder
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen von den Ausschussmitgliedern der Frak-
tionen der SPD und CDU abgelehnt.

III. Antrag  und  Beschlussempfehlungen  des  Haushalts-  und  Finanzausschusses
(Land)

1. Änderungsanträge der Fraktionen der SPD und der CDU

Der  Haushalts-  und  Finanzausschuss  (Land)  empfiehlt  der  Bürgerschaft
(Landtag) mehrheitlich, den Änderungsanträgen der Fraktionen der SPD und
der CDU zu den Haushaltsgesetzen der Freien Hansestadt Bremen für die
Haushaltsjahre 2006 und 2007, den Haushalts- und Stellenplänen für die Haus-
haltsjahre 2006 und 2007, den Produktgruppenhaushalten für die Haushalts-
jahre 2006 und 2007 und den produktgruppenorientierten Stellenplänen für
die Haushaltsjahre 2006 und 2007 gemäß Anlage 1 zuzustimmen.

2. Änderungsantrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen

Der Haushalts- und Finanzausschuss (Land) empfiehlt der Bürgerschaft (Land-
tag) mehrheitlich, den Änderungsantrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen zu den Haushaltsgesetzen der Freien Hansestadt Bremen für die Haus-
haltsjahre 2006 und 2007, den Haushalts- und Stellenplänen für die Haus-
haltsjahre 2006 und 2007, zu den Produktgruppenhaushalten für die Haus-
haltsjahre 2006 und 2007 und zu den produktgruppenorientierten Stellen-
plänen für die Haushaltsjahre 2006 und 2007 gemäß Anlage 2 abzulehnen.

3. Änderungsantrag des Abgeordneten Wedler (FDP)

Der Haushalts- und Finanzausschuss (Land) empfiehlt der Bürgerschaft (Land-
tag) mehrheitlich, den Änderungsantrag des Abgeordneten Wedler (FDP) zu
den Haushaltsgesetzen der Freien Hansestadt Bremen für die Haushaltsjah-
re 2006 und 2007, den Haushalts- und Stellenplänen für die Haushaltsjahre
2006 und 2007, zu den Produktgruppenhaushalten für die Haushaltsjahre
2006 und 2007 und zu den produktgruppenorientierten Stellenplänen für die
Haushaltsjahre 2006 und 2007 gemäß Anlage 3 abzulehnen.

4. Haushaltsgesetze und Haushaltspläne der Freien Hansestadt Bremen für
die Jahre 2006 und 2007 (Drs. 16/910, 16/943, 16/966, 16/1004, 16/1017)

Der Haushalts- und Finanzausschuss (Land) empfiehlt der Bürgerschaft (Land-
tag) bei Zustimmung der Ausschussmitglieder der Fraktionen der SPD und
CDU und Ablehnung der Ausschussmitglieder  der Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen  sowie  des  Abgeordneten  Wedler  (FDP),  die  Haushaltsgesetze  der
Freien Hansestadt Bremen für die Haushaltsjahre 2006 und 2007, die Haus-
halts- und Stellenpläne für die Haushaltsjahre 2006 und 2007, die Produkt-
gruppenhaushalte für die Haushaltsjahre 2006 und 2007 und die produkt-
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gruppenorientierten  Stellenpläne  für  die  Haushaltsjahre  2006  und  2007,
einschließlich der auf die jeweilige Gebietskörperschaft entfallenden Anga-
ben in den Produktgruppenplänen und Produktgruppenstellenplänen (Drs.
16/910), unter Berücksichtigung der vom Senat vorgenommenen Änderun-
gen (Drs. 16/943, 16/966, 16/1004 und 16/1017) sowie der Änderungen unter
II. 1. (Anlage 1) zu beschließen.

Karoline Linnert

(Vorsitzende)

Anlagen
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